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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Mick, Dr. Schneider, Katzer, 

Dr- Köhler (Duisburg), Dr. Prassler, Geisenhofer, Orgaß, Link, Klein (Stolberg) 
und Genossen 
- Drucksache 7/4042 - 

betr. Zinserhöhungen für kommunale Wohnungsbaudarlehen 


Der Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau hat mit Schreiben vom 6. Oktober 1975 - L 1 - 02 01 13 - 
3/2 - namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage wie folgt 
beantwortet: 

Die Bundesregierung hat wiederholt, zuletzt z. B. im Rahmen 
der Beantwortung der Großen Anfrage der Fraktion der CDU/ 
CSU betreffend Ziele und Aufgaben der Wohnungspolitik am 
15. Mai 1975, ihre Bemühungen um die Begrenzung der Mieten 
im sozialen Wohnungsbau deutlich gemacht. Der Bundesmini- 
ster für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau ist bereits seit 
zwei Jahren bemüht, durch Verhandlungen mit den Woh- 
nungsressorts der Länder zu einer Vereinheitlichung der Miet- 
obergrenzen und zu einer Begrenzung des subventionstechnisch 
bedingten Mietanstiegs zu kommen. Bei diesen Verhandlungen 
bestand von Anfang an ein hohes Maß an Übereinstimmung. 
Deshalb sind auch bereits konkrete Ergebnisse zu verzeichnen, 
ohne daß bisher jedoch unter den Ländern Übereinstimmung 
für eine Regelung durch Rechtsverordnung oder Vereinbarung 
gefunden werden konnte. 

Für die älteren Sozialwohnungen, die vor dem 1. Januar 1960 
mit öffentlichen Mitteln gefördert worden sind, war durch das 
Wohnungsbindungsgesetz bereits seit 1968 eine Zinsanhebung 
für die gewährten öffentlichen Baudarlehen bis zu bestimmten 
Grenzen zugelassen worden; seit dem 1. Januar 1974 wurden 
auch die Förderungsjahrgänge 1960 bis 1962 in diese Zinsanhe- 
bung einbezogen. Hierdurch sollte das sehr unterschiedliche 
Mietengefüge innerhalb des Sozialwohnungsbestandes etwas 
ausgeglichen und sollten durch Erhöhung der Rückflüsse zusätz- 
liche Mittel zur Fortführung des sozialen Wohnungsbaues 
gewonnen werden. Diese gesetzlichen Zinserhöhungsmöglich- 
keiten bestehen sowohl für die von den Ländern gewährten 
öffentlichen Baudarlehen wie auch für diejenigen, die die Ge- 
meinden aus ihren Haushalten zur Förderung des sozialen 
Wohnungsbaues bereitgestellt haben. 
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Im einzelnen werden die Fragen wie folgt beantwortet: 

1. Sind der Bundesregierung die oben geschilderten Maßnahmen 
der Stadt Köln bekannt? 

2. Ist der Bundesregierung bekannt, ob weitere Kommunen in 
ähnlicher Weise verfahren oder bereits verfahren haben? 

Eine Rückfrage bei der für das Wohnungswesen zuständigen 
obersten Landesbehörde, dem Innenminister des Landes Nord- 
rhein-Westfalen, hat ergeben, daß die Stadt Köln sowie andere 
Gemeinden des Landes Nordrhein-Westfalen beabsichtigen, zum 
1. Januar 1976 von dem ihnen nach § 18 a des Wohnungsbin- 
dungsgesetzes zustehenden Recht Gebrauch zu machen, für die 
ihrerseits gewährten öffentlichen Baudarlehen eine höhere Ver- 
zinsung im Rahmen der gesetzlichen Begrenzung zu verlangen. 
Die Gemeinden halten sich dabei an den gleichen Termin wie 
das Land Nordrhein-Westfalen, das anstelle des im Gesetz fest- 
gelegten frühesten Anfangstermins (1. Januar 1975) die Zins- 
erhöhung erst mit Wirkung ab 1. Januar 1976 vornimmt. 


3. Billigt die Bundesregierung solche Maßnahmen, insbesondere 
unter dem Hinblick ständig steigender Belastungen für den 
Sozialmieter? 

Ob die Gemeinden - wie auch die Länder - von ihrer gesetz- 
lichen Befugnis, eine Höherverzinsung der öffentlichen Baudar- 
lehen zu verlangen, Gebrauch machen und in welchem Umfang, 
steht in ihrem pflichtgemäßen Ermessen im Rahmen der Selbst- 
verwaltung. 


4. Was beabsichtigt die Bundesregierung zu unternehmen, damit 
solche offenkundigen Mißstände in Zukunft nach Möglichkeit 
vermieden werden können? 

Gegenüber der Ausübung des pflichtgemäßen Ermessens durch 
die Gemeinden steht der Bundesregierung keine Kritik zu; 
auch hat die Bundesregierung diesbezüglich keine Einflußmög- 
lichkeit. Die Bundesregierung erwartet jedoch, daß die Gemein- 
den aufgrund ihrer Kenntnis der örtlichen Situation des Woh- 
nungsmarktes, der Mietenstruktur und der Situation der Mieter 
im Rahmen des Zumutbaren bleiben. 

Im übrigen sei darauf hingewiesen, daß die Erweiterung der 
Zinserhöhungsmöglichkeit durch das Wohnungsbauänderungs- 
gesetz 1973 (Einbeziehung der Förderungsjahrgänge 1960 bis 
1962 und Beseitigung der bisherigen Kappungsgrenzen für 
die Zinsanhebung bei den Jahrgängen von 1960) vom Bundes- 
rat und nicht von der Bundesregierung vorgeschlagen worden 
war. Der Deutsche Bundestag hatte diese Erweiterung der Zins- 
anhebung zwar grundsätzlich ebenfalls für notwendig erachtet, 
jedoch seine Zustimmung zunächst aus konjunkturpolitischen 
Gründen verweigert. Nach Anrufung des Vermittlungsausschus- 
ses durch den Bundesrat mit dem Ziel, die vorgeschlagene Zins- 
erhöhung erst zum 1. Januar 1975 in Kraft treten zu lassen, hat 
der Deutsche Bundestag einem entsprechenden Vorschlag des 
Vermittlungsausschusses einstimmig zugestimmt. 
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